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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Die Räte behandelten eine parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) zur Besteuerung
von Freizügigkeitsgeldern bei Wegzug aus der Schweiz in ein Land ausserhalb des
EU/Efta-Raumes. Gemäss aktueller Rechtslage sind Freizügigkeitsguthaben, die nach
Wegzug der versicherten Person bezogen werden, am Ort des Geschäftssitzes der
Vorsorgeeinrichtung der Quellenbesteuerung unterworfen. Daraus entsteht eine
Missbrauchmöglichkeit: Versicherte können ihre Freizügigkeitsguthaben kurzfristig in
einen steuergünstigen Kanton transferieren und so beträchtliche Steuerersparnisse
erreichen. Aus diesem Grund verlangt der Vorstoss eine Änderung der
Steuergesetzgebung. Neu soll die Quellensteuer am letzten in der Schweiz liegenden
Wohnsitz der versicherten Person anfallen, um einen fairen interkantonalen
Steuerwettbewerb zu gewährleisten. Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats gab der parlamentarischen Initiative im Januar 2015 mit 14 zu 11 Stimmen
Folge. Die Gegner argumentierten mit einem unverhältnismässigen Mehraufwand für
die Steuerbehörden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2015
FLAVIA CARONI

Im Feburar beriet die WAK des Ständerates eine parlamentarische Initiative Fischer
(glp, LU) für eine faire Besteuerung von Freizügigkeitsgeldern. Im Gegensatz zu ihrer
Schwesterkommission gab sie ihr mit 8 zu 4 Stimmen keine Folge. Ausschlaggebend
dabei war ein befürchteter Mehraufwand für die Steuerbehörden und ein Eingriff in die
Steuerhoheit der Kantone. Der Vorstoss wurde somit an das Plenum der grossen
Kammer übergeben. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.02.2015
FLAVIA CARONI

In der Sommersession beriet der Nationalrat die parlamentarische Initiative Fischer
(glp, LU) für eine faire Besteuerung von Freizügigkeitsgeldern. Die vorberatende WAK
empfahl mehrheitlich, der Initiative Folge zu geben, eine bürgerliche Minderheit
Flückiger (svp, AG) plädierte für Ablehnung. Der Urheber des Vorstosses argumentierte,
die Besteuerung der Freizügigkeitsleistungen in einem Kanton, in dem die versicherte
Person möglicherweise nie gewohnt hat und zu dem sie keinen anderen Bezug hat, sei
eine unfaire Facette des Steuerwettbewerbs. Das Steuerschlupfloch sei nicht etwa
intendiert, sondern unerwünscht. Die Minderheitssprecherin erklärte, die Minderheit
störe sich insbesondere ob des Geltungsbereichs der parlamentarischen Initiative.
Dieser umfasse neben Kapitalleistungen auch Pensionen und Ruhegehälter, was ein
Bericht des EFD bestätige. Das bisherige System sei effizient, habe sich bewährt und
garantiere Rechtssicherheit. Dagegen bringe die durch den Vorstoss angestrebte
Änderung administrativen Aufwand und Zusatzkosten. Der Rat folgte der
Kommissionsmehrheit mit 104 zu 83 Stimmen ohne Enthaltungen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2015
FLAVIA CARONI

Im Ständerat beantragte eine Mehrheit der vorberatenden Kommission für Wirtschaft
und Abgaben, der parlamentarischen Initiative Fischer (glp, LU) für eine faire
Besteuerung von Freizügigkeitsgeldern keine Folge zu geben. Sie blieb damit bei ihrer
Haltung aus der ersten Beratung. Eine Minderheit Levrat (sp, FR) setzte sich für Folge
geben ein. Das Nein-Lager, das argumentierte, die neue Regelung könne sogar zu einem
Abfluss von Steuergeldern ins Ausland führen, überwog in der kleinen Kammer: Sie
lehnte den Vorstoss mit 24 zu 15 Stimmen ohne Enthaltung ab. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2015
FLAVIA CARONI

Roland Fischer (glp, LU) forderte im Juni 2020 in einer parlamentarischen Initiative eine
klimaverträgliche Altersvorsorge, indem die BVG-Vorsorgeeinrichtungen zukünftig die
Klimaverträglichkeit ihrer Anlagen messen, darüber berichten und zu verbessern
versuchen müssten. Dies sei für eine Erreichung des Netto-Null-Ziels des Bundesrates
nötig, werde von der Mehrheit der Schweizer Bevölkerung gemäss einer Umfrage der
Hochschule Luzern gewünscht und reduziere das Anlagerisiko, zumal Anlagen in fossile
Energien zukünftig aufgrund von Transformationsprozessen an Wert verlieren könnten.
Umgekehrt wiesen nachhaltige Anlagen kein schlechteres Rendite-Risiko-Profil auf als

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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traditionelle Anlagen. Mit 15 zu 10 Stimmen sprach sich die SGK-NR gegen zusätzliche
Regulierungen bei den Pensionskassen aus und gab der Initiative daher keine Folge. 5

In Übereinstimmung mit seiner Kommissionsmehrheit sprach sich in der Herbstsession
2021 auch der Nationalrat gegen die parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) für
eine klimaverträgliche Altersvorsorge aus. Benjamin Roduit (mitte, VS) und Marcel
Dobler (fdp, SG) erklärten für die Kommission, dass statt zusätzlicher Vorschriften die
freiwilligen Bemühungen der betroffenen Institutionen – welche es duchaus gebe –
unterstützt werden sollen. Zudem bestünden diesbezüglich bereits Leitlinien des
Bundes. Schliesslich müsse auch beachtet werden, dass die Versicherten die
Anlagerisiken tragen. Diese Meinung teilte in der Folge auch der Nationalrat, der sich
mit 104 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Folgegeben aussprach. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) Medienmitteilung WAK-NR vom 13.1.15; www.parlament.ch
2) Medienmitteilung WAK-SR vom 23.2.15
3) AB NR, 2015, S. 774 ff.
4) AB SR, 2015, S. 882 ff.
5) Medienmitteilung SGK-NR vom 25.6.21
6) AB NR, 2021, S. 1968 ff.; Bericht SGK-NR vom 23.6.21
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